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Eiszeit in Südamerika
Brasiliens „Retter“ stoppt Links-Projekt
Von Georg Ismar und Juan Garff
„Temer raus“ steht auf den Fahnen der Demonstrantinnen. (Foto: AP)
Rio de Janeiro - Ein Traumstart ist es nicht gerade. Witze über die weiße Männerriege, keine Frau im Kabinett, sieben Minister unter Korruptionsverdacht. Und Brasiliens Interims-Präsident Michel Temer muss fürchten, auch noch in den Fokus der Ermittlungen zu geraten. Bei seinem ersten TV-Interview gehen am Sonntagabend Zehntausende auf die Balkone, schlagen auf Kochtöpfe ein und rufen: „Hau ab, Temer.“
Er spricht von einer Regierung „der nationalen Rettung“, aber einige der Minister sind erst einmal persönlich gerettet. Vor dem Zugriff der Justiz, denn mit ihren Ämtern genießen sie besonderen Schutz.
Brasilien erlebt nach dem Gezerre um die Absetzung von Präsidentin Dilma Rousseff gerade eine dramatische Legitimationskrise der ganzen politischen Klasse. Ob Temers Truppe das multiethnische Land einen kann? Stramm Evangelikale sind dabei, er will das Religiöse stärker betonen und schlägt einen konservativen Kurs ein. Eine Überraschung gab es beim Abhängen der Porträts der suspendierten Dilma Rousseff.
Bei einigen war auf der Rückseite ein Zettel angeklebt: „Verschwörer und Putschisten: Die Geschichte wird euch nicht freisprechen.“ Es ist eine Zäsur. 16 Jahre linker Politik enden vorerst im größten Land Südamerikas - in Venezuela könnte noch dieses Jahr das weitgehendste Projekt eines „Sozialismus des 21. Jahrhunderts“ beendet werden.
Die mit Rousseff verbündeten linken Regierungen in Venezuela, Kuba, Bolivien, Ecuador, El Salvador und Uruguay zweifeln die Legitimität des Machtwechsels an, was Brasiliens neuer Außenminister José Serra mit ungewöhnlich harschen Worten kontert. Man verbitte sich „die Verbreitung von Unwahrheiten über den internen politischen Prozess in Brasilien“. Die Spannungen können die Arbeit im südamerikanischen Wirtschaftsbündnis Mercosur lähmen, gerade wo nun neue Fahrt in die Verhandlungen über eine Freihandelszone mit der Europäischen Union gekommen ist. Doch dank der konservativen Regierungen in Paraguay und Argentinien gibt es keine Mehrheit für eine Suspendierung Brasiliens.
Die Linke in Südamerika empfindet die Bündnisse zwischen Opposition und langjährigen Koalitionspartnern für eine Mehrheit zur Absetzung von Rousseff als Putsch. Egal wie begründet oder unbegründet die Vorwürfe sind, zum Beispiel sie habe vor ihrer Wiederwahl die Haushaltsbilanz frisiert: Ihre Chancen nach der juristischen Prüfung von 180 Tagen zurückzukommen, stehen schlecht.
Aber um die vorgebrachten Gründe ging es ohnehin kaum. Die Opposition machte Stimmung gegen das linke Projekt, die tiefe Rezession - es gab schwere Fehler, gerade das Rentensystem ist kaum noch zu finanzieren. Das Wirtschaftsmodell „Üppige Sozialprogramme = mehr Kaufkraft = mehr Konsum = mehr Wachstum“, kommt in Krisenzeiten an sein Ende. Gerade wenn durch sinkende Steuereinnahmen auch das Defizit stark wächst.
Temer will einen Kurswechsel, im aufgeblähten Staatsapparat tausende Stellen streichen. Zudem viel privatisieren, etwa bei Flughäfen. Im Regenwald könnten Schutzzonen aufgeweicht werden, um zur Ankurbelung der Wirtschaft Rohstoffförderung und Sojaanbau zu stärken. „Dass der Chef der Großagrarier-Mafia Agrarminister wird, ist eine Katastrophe für die Rechte der Kleinbauern und Indigenen“, meint der deutsche Grünen-Fraktionschef Anton Hofreiter mit Blick auf Blairo Maggi. Er traf Maggi, einen der weltgrößten Sojaunternehmer schon persönlich.
Aushängeschild ist Henrique Meirelles als Finanzminister, der ausgerechnet unter dem Begründer des Linksprojekts, Luiz Inácio Lula da Silva, als Zentralbankchef für solide Finanzen und eine Eindämmung der Inflation sorgte. Er kündigte an, dass das Renteneintrittsalter hochgesetzt werden könnte, um das Defizit in den Griff zu bekommen - auch neue Steuern sind möglich. Von ihm wird es vor allem abhängen, ob Investoren das Vertrauen zurückgewinnen, Brasilien aus dem Tal herauskommt - und Temer (75) nicht nur eine kurze Episode bleibt.
Dieser versichert: Die Sozialprogramme, mit denen die Arbeiterpartei rund 40 Millionen aus der Armut befreit hat, bleiben. Aber in welchem Umfang? Es wird gerade ein Kassensturz gemacht, der dürfte bitter ausfallen. Venezuelas sozialistischer Präsident Nicolás Maduro, den die Opposition wegen einer dramtischen Versorgungskrise noch 2016 per Referendum stürzen will, meint: „Die Rechte will die Erfolge der progressiven Regierungen in Lateinamerika zerstören.“ Ganz so einfach ist es nicht, die linken Projekte speisten sich zu sehr aus den Einnahmen des Erdöl- und Erdgasexports, sie waren selten nachhaltig.
Nach dem Absturz der Preise für Rohstoffe folgte der Absturz der Regierungen. Das international mit wohl am meisten Spannung verfolgte Projekt ist die Abkehr vom staatlichem Dirigismus der Peronisten unter Argentiniens neuem liberalen Präsidenten Mauricio Macri, sogar US-Präsident Barack Obama hat ihn schon besucht. Ihm gelang eine Schulden-Einigung mit Hedgefonds, sonst gäbe es weiter keine internationalen Kredite.
Unternehmen wie Siemens wollen investieren, ein Sprecher sagt, die Schaffung von 1000 direkten und 5000 indirekten Arbeitsplätzen im Energie- und Infrastrukturbereich sei möglich. Macris Freigabe des Devisenhandels führte aber auch zur starken Abwertung des Peso, die Kaufkraft sank, die Inflation zog an. Schon die ersten Maßnahmen zur Verringerung des geerbten hohen Defizits führten zu großen Protesten.
Tausende Staatsangestellte wurden entlassen. Transport-, Gas-, Strom- und Benzinpreise wurden stark angehoben, um staatliche Subventionen zu kappen. Die Zustimmung zu Macri fiel von 71 auf 53 Prozent. Auch Temer will Brasilien ähnlich reformieren. Viel zu verlieren hat er nicht: Er käme bei Neuwahlen bisher nur auf rund zwei Prozent. (dpa)
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Macri wirbt um Vertrauen
Angesichts von hoher Inflation und Massenentlassungen in Argentinien hat Präsident Mauricio Macri um Unterstützung für seinen Reformkurs geworben. „Ich weiß sehr gut, dass der Weg manchmal schwer ist. Aber es wird uns besser gehen. Habt Vertrauen“, schrieb der konservative Staatschef am Sonntag in einem Gastbeitrag für die Zeitung „El Liberal“. Er kündigte Unterstützung für kleine und mittlere Betriebe an, etwa in Form von Steuererleichterungen. Private Beratungsfirmen rechnen für das laufende Jahr mit einer Preissteigerung um etwa 40 Prozent. Vor allem steigende Kosten für öffentliche Dienstleistungen befeuerten zuletzt die Inflation. Seit Macris Amtsantritt im Dezember verloren nach Gewerkschaftsangaben über 130.000 Menschen ihre Arbeit. Macri will mit einem liberalen Kurs die argentinische Wirtschaft wieder ankurbeln.
Prozess gegen Cristina
Die Justiz hat ein Verfahren gegen die ehemalige Staatschefin Cristina Fernández de Kirchner wegen Untreue im Amt eingeleitet. Der Bundesrichter Claudio Bonadío beschloss am Freitag vergangener Woche, dass Kirchner sich für große Staatsverluste auf dem Devisen-Zukunftsmarkt vor Gericht verantworten solle, wie das Justiz-Nachrichtenportal CIJ berichtete. Neben der Ex-Präsidentin erhob der Richter auch Anklage gegen den ehemaligen Wirtschaftsminister Axel Kiciloff, den ehemaligen Zentralbankdirektor Alejandro Vanoli und zwölf weitere Personen. Für jeden der Angeklagten legte er eine Kaution von 15 Millionen Peso (900.000 Euro) fest. Bonadío wirft Kirchner und den anderen Angeklagten vor, dass die Zentralbank im Einvernehmen mit der damaligen Regierung kurz vor der Stichwahl im November Devisen in Milliardenhöhe auf dem Zukunftsmarkt zu einem Kurs unter dem Marktwert verkauft habe.
Internet für alle
Präsident Mauricio Macri hat in Azcuénaga (Provinz Buenos Aires) sein Programm „Internet für alle“ vorgestellt. Demnach sollen innerhalb von zwei Jahren 1200 Städte und Gemeinden über einen Breitbandzugang verfügen. Rund hundert dieser Orte hatten bisher keinen Internetzugang. Verantwortlich für das Projekt ist die staatliche Arsat. Vorgesehen ist eine Investition von 4,6 Milliarden Pesos. „Es gibt keine Chancengleichheit, wenn nicht alle Zugang zum Internet haben“, sagte der Präsident.
Gegen Überschwemmungen
Die Stadtregierung hat bekanntgegeben, dass im August die Bauarbeiten zu einem Entlastungskanal für den unterirdischen Fluss Vega beginnen werden. Der neue Kanal soll parallel zu einem bereits bestehenden gegraben werden und über achteinhalb Kilometer durch die Stadtviertel Villa Orúzar, Parque Chas, Colegiales und Belgrano in den Río de la Plata führen und das Doppelte an Wassermenge ableiten. Vor allem Belgrano leidet bei starken Niederschlägen immer wieder an Überschwemmungen. Die Bauarbeiten sollen im Sommer 2019 beendet werden. Die Kosten sind auf 135 Millionen Dollar veranschlagt.
Sozialtarife
Mauricio Macri hat sich verschätzt. Vor der Wahl war er davon ausgegangen, dass bei einer Anpassung der staatlich subentionierten Strompreise etwa zwei Millionen Haushalte weiterhin staatliche Unterstützung brauchen. Inzwischen haben 3,25 Millionen den Sozialtarif beantragt. Das teilte Energieminister Juan José Aranguren am Mittwoch mit. Im Falle von Gas sind es 1,6 Millionen Haushalte, die Regierung war von 400.000 ausgegangen. Anspruch auf den Sozialtarif haben Berufstätige bis zu einem Einkommen von 12.120 Pesos, Rentner, die weniger als 9918 Pesos erhalten, Behinderte, Hausangestellte und Haushalte, die Sozialhilfe (Plan Social) bekommen.
Mindestlohn
Der Mindestlohn wird in Argentinien ab Januar 2017 um 33 Prozent auf 8060 Pesos angehoben. Das war das Ergebnis eines Treffens von Regierungs- und Gewerkschaftsvertretern unter Vorsitz von Arbeitsminister Jorge Triaca. (AT/stk/dpa)
Meinung
Peronisten
Seit dem 17. Oktober 1945, als der damalige Oberst Juan Domingo Perón, der Vizepräsident und gleichzeitig Arbeitssekretär der Militärregierung unter Präsident General Edelmiro Farrel war, aus einer kurzzeitigen Haft entlassen und zum ersten Mal vom Regierungspalast („Casa Rosada“) zu vielen tausenden von Anhängern sprach, die auf der Plaza de Mayo den ganzen Tag auf ihn gewartet hatten, gibt es in der parteipolitischen Landschaft den sogenannten Peronismus.
Perón hatte damals als Arbeitssekretär enge Beziehungen zu den Gewerkschaften aufgebaut, denen er zum Jahresende den dreizehnten Monatslohn, Spanisch genannt „aguinaldo“, sowie allerlei Lohnzulagen zu Lasten der Arbeitgeber zugestand. Später kam das vom faschistischen Mussolini-Italien inspirierte Gewerkschaftsgesetz (Spanisch „Ley de Asociaciones Profesionales“), das immer noch gilt und in jeder Branche ein Gewerkschaftsmonopol schafft. Das widerspricht der internationalen Arbeitsgesetzgebung, die kein gesetzliches Monopol anerkennt.
Perón gewann die allgemeinen Wahlen von 1946 mit einer hierfür geschaffenen Laboristischen Partei (Spanisch „Partido Laborista“), deren Bezeichnung von England kopiert worden war, wo die Labourpartei nach dem Krieg regierte. Während seiner neunjährigen Regierung mit Wiederwahl dank einer Verfassungsreform, wurde die Partei in Peronistische Partei (Spanisch „Partido Peronista“) umgewandelt. Nach der Flucht von Peróns ins Exil im Jahr 1956 beschloss die damalige antiperonistische Regierung der Militärpräsidenten General Lonardi und General Aramburu, letzterer 1970 von Monotonero- und ERP-Terroristen ermordet, dass keine politische Partei einen Personennamen führen dürfe. In der Folge haben die Peronisten seither ihre Partei als Justizialistische Partei (zu Deutsch „Gerechtigkeitspartei“) umgetauft, welcher Name bis heute gilt. Perón selber erklärte, dass es um den Begriff der „sozialen Gerechtigkeit“ ginge. Das Kürzel PJ ist in der Landespolitik gängig. Mehrere abtrünnige Parteien bezeichnen sich selber auch als Justizialisten.
Diese Partei zählt die meisten Parteimitglieder, allerdings nicht wie anderenorts beitragszahlende Mitglieder. Sie strebt stets zur Regierungsmacht, schließt auch Abkommen mit anderen Parteien ab. Derzeit, nach dem Sieg der Parteienkoalition genannt „Cambiemos“ („Lasst uns verändern“) in der Stichwahl vom 22. November 2015, hat Ing. Mauricio Macri mit seiner PRO-Partei plus UCR u.a. Alliierten die Peronisten in die Opposition verdrängt. Freilich gibt es zahlreiche Gouverneure und Bürgermeister, die sich als Peronisten bekennen, aber auf Geldzuweisungen der Bundesregierung bzw. der Gouverneure angewiesen sind, um selber regieren zu können, lies öffentliche Bauten durchzuführen, mit denen sie in den kommenden Parlamentswahlen hausieren können. Es geht wie immer um das liebe Staatsgeld, mit dem Wahlpolitik betrieben wird.
Obwohl Oppositionspolitiker, pflegen peronistische Gouverneure und Bürgermeister gute Kontakte zur Macri-Regierung. Ihre neue Rolle als Oppositionspartei behagt den Peronisten bzw. Justizialisten überhaupt nicht, verstehen sie sich doch stets als Regierungspartei. Die traditionelle Feier des 17. Oktobers als dem „Tag der Treue“ ist heute weitgehend in Vergessenheit geraten. Immerhin sind seither über sechzig Jahre verronnen, allerdings viel weniger als bei den traditionellen Gegnern der Peronisten, der 1891 gegründeten Radikalen Bürgerunion (Unión Cívica Radical, UCR) von Leandro N. Alem und seinem Neffen Hipólito Yrigoyen.
Meinung
Richtig loswerden
Von Stefan Kuhn
Dilma weg, alles gut? Nichts ist gut in Brasilien. Die Außenwirkung der Suspendierung der vor eineinhalb Jahren wiedergewählten Präsidentin ist fatal, und ob ihr Vizepräsident Michel Temer die schwere Wirtschaftskrise in den Griff bekommt, ist mehr als fraglich. Vielleicht folgt er der Geschassten ja bald. Temer ist noch unbeliebter als Dilma Rousseff und hat beileibe keine weiße Weste.
Man muss nicht wie Rousseff selbst das böse Wort Putsch in den Mund nehmen. Die Suspendierung der Präsidentin war ein verfassungsmäßig korrekter Vorgang. Es sind die Gründe, die sauer aufstoßen. Rousseff wurde für die Krise verantwortlich gemacht, hatte miserable Umfragewerte, keiner wollte von ihr in den Keller gezogen werden. Sie war der ideale Sündenbock. Dass man sie wegen geschönter Haushaltszahlen des Amtes entheben will, ist allerdings lächerlich. Das hat wohl jeder ihrer Vorgänger gemacht. Zudem trägt Interimspräsident Temer hier ebenfalls Verantwortung. Wenn Rousseff Verfehlungen begangen hat, hat Temer das mitgetragen, mitunterzeichnet oder zumindest gedeckt. Ob ihn das für das Amt besonders qualifiziert?
Wie fadenscheinig die Gründe waren, hat auch die Parlamentsdebatte im Abgeordnetenhaus gezeigt. Kaum einer bezog sich auf die Vorwürfe gegen die Präsidentin, es ging um die Person. Ein Abgeordneter sang gar ein Loblied auf den Mann, der Rousseff während der Militärdiktatur gefoltert hatte. Die Außenwirkung der Debatte war jedenfalls fatal.
Amtsenthebungsverfahren sind eine heikle Sache. Sie sind aber das einzige Mittel, um einen gewählten Staats- und Regierungschef aus dem Amt zu entfernen. Die Hürden dafür sind in der Regel sehr hoch. In Brasilien muss das Abgeordnetenhaus ein solches Verfahren mit Zweidrittelmehrheit einleiten und der Senat mit einfacher Mehrheit zustimmen. Dann folgt eine 180-tägige Suspendierung des Präsidenten bzw. der Präsidentin, in der die Anschuldigungen juristisch geprüft werden. Am Ende entscheidet der Senat mit Zweidrittelmehrheit über die Amtsenthebung.
Das Amtsenthebungsverfahren gegen Dilma Rousseff ist nicht das erste seit Ende der Diktatur. Fernando Collor de Mello wurde 1992 wegen Korruptionsvorwürfen suspendiert. Er trat noch vor der Senatsentscheidung über die endgültige Amtsenthebung zurück. Die Sache warf schon damals kein gutes Licht auf die noch junge Demokratie Brasiliens. Collor de Mello wurde von seinem Bruder angezeigt, 1994 von einem Gericht von allen Korruptionsvorwürfen freigesprochen, durfte aber acht Jahre keine öffentlichen Ämter mehr ausüben.
Immerhin ging es beim Amtsenthebungsverfahren gegen Collor de Mello nicht um ein „Kavaliersdelikt“ wie kreative Buchführung, sondern um Vorwürfe wie Ämterverkauf und Bestechung, und bei solchen Anschuldigungen muss man gegen ein Staatsoberhaupt vorgehen können.
Das kann man allerdings nicht, wenn der Präsident oder die Präsidentin eine parlamentarische Hausmacht hat. In beiden Kongresskammern Zweidrittelmehrheiten zusammenzubekommen wäre in den meisten Staaten ein Ding der Unmöglichkeit. Das heißt, selbst der korrupteste Despot könnte im Amt bleiben, wenn seine Parteifreunde zu ihm halten.
Umgekehrt kann die Verfassungsregel auch auf andere Weise missbraucht werden. Wenn die äußeren Umstände passen, kann man ein Staatsoberhaupt auch mit fadenscheinigen Anschuldigungen aus dem Amt jagen. Diese Situation war in Brasilien gegeben. Die Arbeitspartei Brasiliens, die Partei Rousseffs, hatte ohne ihren Koalitionspartner PMDB in keiner der beiden Kammern genügend Abgeordnete, um das Amtsenthebungsverfahren zu verhindern. Die Präsidentin hat kaum noch Unterstützung in der Bevölkerung, weil sie für die Wirtschaftskrise im Land verantwortlich gemacht wird und durch ihre Arroganz auch sonst keine Sympathieträgerin ist. Ihrem Vorgänger Lula, gegen den auch ein Korruptionsverfahren anhängig ist, wäre das im Amt nicht passiert. Lula hatte Charisma.
Ähnliches ist 2012 auch in Paraguay mit dem Präsidenten Fernando Lugo geschehen. Lugo wurde für eine Schießerei mit mehreren Toten zwischen Polizei und Landarbeitern verantwortlich gemacht und verfassungsmäßig korrekt des Amtes enthoben. Sein Stern war wegen einiger Skandale im Sinken, parlamentarische Hausmacht hatte er keine, und über die Schießerei dürfte er aus den Nachrichten erfahren haben.
Man könnte in dieser Hinsicht ein Loblied auf parlamentarische Demokratien singen. In diesen wird das höchste politische Amt, das des Regierungschefs bzw. der Regierungschefin, durch das Parlament vergeben. Nur die Volksvertretung kann dieses auch wieder entziehen. In Deutschland ist das noch durch die Regel des konstruktiven Misstrauensvotums verschärft. Dort kann der Bundestag den Bundeskanzler nur abwählen, wenn er einen neuen wählt. Das dient der Stabilität, hat aber auch Nachteile.
1982 wählte der Bundestag Helmut Kohl (CDU) zum Bundeskanzler. Sein Vorgänger Helmut Schmidt (SPD) hatte die Unterstützung seines Koalitionspartners FDP verloren. Dies war ebenfalls ein verfassungsmäßig korrektes Prozedere, hatte aber dennoch den Ruch von Verrat, denn die FDP war 1980 mit einem klaren Bekenntnis zu Schmidt in den Wahlkampf gezogen. Kohl ließ sich seine Macht damals durch mit einem Verfassungstrick erzwungene Neuwahlen vom Volk bestätigen. Das ist, obwohl viele Staatsrechtler Bauchgrimmen haben, eine gute Lösung, der man auch in der Verfassung Rechnung tragen sollte.
In Demokratien mit Präsidialsystemen geht es weitaus chaotischer zu. In den USA wurde 1999 das Impeachment-Verfahren gegen den damaligen Präsidenten Bill Clinton zurückgewiesen. Damals regierten die Vernunft und die Mehrheitsverhältnisse. Mag sein, dass der Präsident die Justiz behindert hat, weil er über seine Affäre mit einer Praktikantin gelogen hat, aber solch private Dinge gehen nur ihn und seine Frau etwas an und nicht die Kongressabgeordneten oder die Justiz. Auch in den USA muss der Senat mit Zweidrittelmehrheit über die Amtsenthebung entscheiden. Das ist Humbug, denn den Vorsitz führt der Vizepräsident, in der Regel ein Parteifreund. In den USA ist zudem nicht geklärt, ob der Vize ein Impeachment-Verfahren gegen sich selbst leiten darf. Das haben die Verfassungsväter nicht vorgesehen.
Präsidialsysteme sind obsolet, sie passen eigentlich nicht mehr in diese Zeit. Vielfach haben Präsidenten mehr Macht als Herrscher in aufgeklärten absolutistischen Systemen. In einigen Staaten regieren sie gar mit Notstandsdekreten permanent am Parlament vorbei. Allerdings sind viele Präsidialsysteme in den entsprechenden Ländern so verwurzelt, dass sie kaum abgeschafft werden können. Deshalb müssen die Amtsenthebungsverfahren geändert werden. Es kann nicht sein, dass Parteipolitiker über die Absetzung eines vom Volk gewählten Präsidenten entscheiden. Da spielen zu viele politische oder auch persönliche Interessen eine Rolle. Juristen und nicht Politiker sollten über die Zulässigkeit einer Klage entscheiden. Oder man gibt dem Volk das letzte Wort.
Meinung
Randglossen
Der politische Populismus, in Gestalt demagogischer Staatsausgaben zwecks Stimmenwerbung, prägte im letzten Jahrzehnt die Politik mehrerer südamerikanischer Regierungen, an der Spitze Venezuela unter dem verstorbenen Präsidenten Hugo Chávez und seinem Nachfolger Nicolás Maduro, derzeit weltweiter Inflationskönig. Auch Rafael Correa in Ecuador zählte dazu, allerdings ohne eigene Währung, da Correa den vor ihm eingeführten US-Dollar beibehielt und in der Folge die Zentralbank kein Inflationsgeld schöpfen kann. Die Kirchnerregierungen missbrauchten hingegen ihre Zentralbank für Geldschöpfungen demagogischer Zielrichtung und hinterließen ein Erbe, das die nachfolgende Macri-Regierung bisher nicht bändigen konnte. Boliviens ebenfalls linkslastiger Präsident Evo Morales misslang sein Versuch, abermals wiedergewählt zu werden. Seine Regierung lebt von den Gaslieferungen nach Argentinien und Brasilien. Die bisherige Linksneigung in Südamerika verschiebt sich derzeit zur Mitte mit weniger Populismus als vorher.
Der Stichwahlsieg von Ing. Mauricio Macri, vorher Bürgermeister der autonomen Stadt Buenos Aires, am 22. November 2015 hat in Argentinien ebenfalls bewirkt, dass die vorher demagogisch linkslastige Regierung von Cristina Elisabet Kirchner keinen eigenen Nachfolger durchsetzen konnte, womit der Populismus jetzt in Opposition steht und nicht regiert. Den vorherigen demagogischen Populismus auszurotten, hat sich in kurzer Zeit als denkbar schwierig für Macri erwiesen, der wachstumsfreundliche Investitionen befürwortet, wogegen es ihm schwer fällt, im Kongress gegen das demagogische Gesetzesprojekt mit Entlassungsverbot und doppelter Entschädigung zu kämpfen. Falls dieses Gesetz in beiden Kammern verabschiedet wird, verbleibt Macri nur noch das Veto, Populismus hin oder her.
In der Hofburg zu Banden der treue Hofer lag... Nein, so schlimm ist das nicht, wenn die Österreicher am Sonntag den FPÖ-Kandidaten Norbert Hofer zum Bundespräsidenten wählen. Es war schon schlimmer. 1986 wählten die Österreicher Kurt Waldheim zum Staatsoberhaupt. Waldheim war ein angesehener Diplomat, früherer Außenminister und neun Jahre lang UN-Generalsekretär und bis zu Enthüllungen über seine NS-Vergangenheit der Idealkandidat. Österreich wählte ihn trotz oder wegen seiner Vergangenheit. Wegen dieser verbrachte er fast seine gesamte Amtszeit in Wien. In den USA hatte er Einreiseverbot, westliche Regierungen luden ihn nicht ein. Dem Light-Rechtsextremisten Hofer kann das nicht passieren. In Ungarn, Tschechien, Polen und ähnlich regierten Staaten hat er gleichgesinnte Amtskollegen.
Sängerkrieg in Schweden. Der diesjährige europäische Schlager-Wettbewerb ESC wurde dank der nationalen Jurys zu einer politischen Angelegenheit. Am Ende gewann eine ukrainische Sängerin, die im Lied „1944“ die Vertreibung ihrer krimtartarischen Urgroßmutter durch die Russen besang. Von der musikalischen Qualität des Beitrags mag man halten, was man will. Zu Bedenken gibt allerdings, dass beim europäischen (und australischen) Publikum der unpolitische russische Beitrag vorne lag. Deutschland kam auf den letzten Platz. Es hätte aber auch politisch keine Chancen. Man kann schlecht die Vertreibung der Sudetendeutschen, Ostpreußen oder Schlesier besingen.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 14,41 gegen $ 14,50 am Mittwoch zuvor, und um 7,46% über Ende Dezember 2015. Die ZB Reserven betrugen u$s 31,64 Mrd. gegen u$s 31,17 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.06.16 bei $ 14,52 zum 30.09.16 bei $ 15,50, zum 30.12 bei $ 16,42 und zum 24.2.17 bei $ 17,03. Der Terminkurs per Ende März 2016 enthält einen Jahreszinssatz von 26,79%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 14,74 für den Ankauf gegen $ 14,71 in der Vorwoche.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Minus von 5,22% und liegt 9,89% im Plus gegenüber Ende 2015.
***
Die argentinischen Staatspapiere notierten wie folgt: „ Argentina 2019“ gewinnt zur Vorwoche 0,72%, „Argentina 2021“ gewinnt ebenfalls 1,61%, „Argentina 2026“ liegt im Plus mit 0,93% und auch „Argentina 2046“ gewinnt 1,53%. „Bonar 2024“ stiegen in einer Woche um 0,59%.
***
Gold wurde am Dienstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 307,52 (Vorwoche $ 310,48) und bei 24 Karat um $ 439,32 (Vorwoche $ 443,54) gehandelt.
***
Der Rhythmus der monetären Expansion hat sich verlangsamt. Die monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 16.5.16 um 23,93%, bei einer Abnahme von 6,56% im Laufe dieses Jahres und einer Zunahme von 11,99% im letzen Monat. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, stieg in 12 Monaten um 24,01%.
***
Die Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 16.5.16 um 24,68% auf $ 1,27 Bio., und die gesamten Pesokredite um 29,38% auf $ 857,57 Mrd. Die Zunahme liegt weit unter der Inflation (ca. 35%), so dass eine reale Abnahme stattgefunden hat. Die Dollardepositen nahmen in der gleichen Periode um 46,53% auf u$s 14,32 Mrd. zu, und die Dollarkredite stiegen um 32,92% auf u$s 5,37 Mrd. Während im Pesobereich die Kredite 67,36% der Depositen ausmachen, sind es im Dollarbereich nur 37,5%, obwohl die Zwangsreserven bei 20% liegen, so dass 80% der Depositen ausgeliehen werden könnten, was u$s 11,32 Mrd. ausmacht, also mehr als doppelt so viel als effektiv für Kredite eingesetzt werden. Das Hauptproblem besteht hier darin, dass der Bereich der Dollarkredite auf Geschäfte beschränkt ist, die mit dem Aussenhandel verbunden sind, und das hat keinen vernünftigen Sinn.
***
Sämtliche Gouverneure unterzeichneten an Mittwoch in Córdoba mit Innenminister Rogelio Frigerio das Abkommen über Rückgabe der abgezogenen 15% auf die Beteiligung an den Bundessteuern, in Raten von 3 Prozentpunkten pro Jahr bis 2020. Im Jahr 2016 macht dies $ 12,64 Mrd. aus. Der Abzug erfolgte, als das Pensionierungssystem teilweise privatisiert wurde, was auch die Provinzen, die die Pensionskassen für die Provinzbeamten in den 90er Jahren nicht an die ANSeS übetrugen, finanziell erleichtern würde. Bei der Rückverstaatlichung der Kirchners hatte der Abzug somit keinen Sinn, wurde dennoch beibehalten. Drei Provinzen, die dabei Klage vor Gericht vorbrachten, erhielten schon ein Urteil zu ihren Gunsten vom Obersten Gerichtshof. Daraufhin hat CFK per Dekret die Rückgabe für alle Provinzen verfügt, die sich in der gleichen Lage befanden, was Macri sofort rückgängig machte. Jetzt ist der Fall realistisch gelöst worden, aber zu Lasten der Staatskasse.
***
Das Wirtschaftsinstitut FIEL hat ermittelt, dass die Industrieproduktion im April 2016 um 6,1% unter dem gleichen Vorjahresmonat und um 3% unter März 2016 lag. Somit lagen die ersten vier Monate um 2,1% unter dem Vorjahr.
***
Der landesweite Stromkonsum lag im April um 2,6% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Stiftung Fundelec. Dies wird darauf zurückgeführt, dass die Temparatur allgemein viel niedriger als im Vorjahr war. Die Tariferhöhung hat sich offensichtlich noch nicht ausgewirkt. Im März lag der Stromkonsum um 9,4% unter dem Vorjahr.
***
Präsident Macri kündigte in der Vorwoche die Zahlung von ANSeS-Schulden gegenüber Rentnern an, deren Forderungen von der Justiz bestätigt worden seien. Er sagte nicht, ob sich dies nur auf Urteile des Obersten Gerichthofes bezieht, deren nicht-Erflüllung ohnehin ein schweres Verbrechen der ANSeS-Leitung darstellt, das bisher jedoch keine weiteren Konsequenzen hatte. In den allermeisten Fällen bestehen jedoch Urteile erster und zweiter Instanz zu Gunsten der Rentner, bei denen die ANSeS dann Berufung vorlegt, nur um die Zahlung hinauszuschieben, da von vorne herein feststeht, dass der Renter recht hat. Die ANSeS müsste somit die Anweisung erhalten, keine Berufung vorzulegen. Das würde auch die Justiz entlasten. Auch diese Ankündigung von Macrfi passt in das Konzept der vollen Herstellung des Rechstaates, die ein Grundprinzip dieser Regierung ist. Das Problem, das sich bei einer allgemeinen Zahlung der ANSeS-Schulden stellt, ist finanzieller Natur. Die ANSeS könnte die gesamte Schuld kurzfristig nur zahlen, wenn sie zum Sonderfonds für Rentner greift und dessen Aktienpakete verkauft. Doch gerade dies ist durch ein Gesetz letztes Jahr verboten worden.
***
Der Index der Konsumentenpreise, den das Statistische Amt der Stadt Buenos Aires für diese berechnet, ergab für April eine Zunahme von 6,5%, der höchste monatliche Satz in 14 Jahren. Die Zunahme liegt somit bei 19,2% in diesem Jahr und bei 40,5% in 12 Monaten. Die April-Zunahme ist vorwiegend auf die Tarifzunahmen zurückzuführen. Private Messungen hatten für April 7,5% (FIEL) und allgemein um 7% ergeben.
***
Bundesrichter Marcelo Conlazo Zavalía hat die Klage abgelehnt, die Cristina Fernandez de Kirchner als Präsidentin vor drei Jahren gegen den Konsumentenverband Adecua, geleitet von Sandra González, und mehrere Banken eingereicht hatte. In der Klage hiess es, Adecua habe sich mit sechs Banken geeinigt, die gesamthaft eine Entschädigung von $ 1,7 Mio. an bestimmte Kunden gezahlt hatten, während es in Wirklichkeit $ 367 Mio. hätten sein müssen. Der Richter hat jedoch festgestellt, dass dies nicht stimmte, und die Angeklagten korrekt gehandelt hätten. Eine Blamage für CFK.
***
Der Index der Industrieproduktion, den der Industrieverband „Unión Industrial Argentina“ berechnet, weist im März einen Rückgang von 3,8% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat und von 3,2% gegenüber Februar 2016 aus. Wenn man die Speiseölindustrie ausschliesst, die dieses Jahr 59,8% mehr produzierte als im Vorjahr, liegt das erste Quartal 2016 um 4,6% unter dem Vorjahr. Den stärksten Rückgang, mit 21,3%, verzeichnet die Industrie der Grundmetalle (Stahl und Aluminium).
***
Der Deputierte Oscar Romero, von der abtrünnigen Peronisten-Fraktion von Daniel Bossio, der gleichzeitig Leiter der SMATA-Gewerkschaft (Fahrzeugindustrie) ist, erklärte, zwischen November 2015 und März 2016 hätten 268.000 Entlassungen stattgedunden. Davon entfallen 197.208 auf den staatlichen Bereich (Nationalstaat, Provinzen, Gemeinden, plus Staatsunternehmen und autonome Staatsämter) und 70.349 auf den privaten Bereich. Die Statistik stammt von Erhebungen verschiedener Gewerkschaften und Universitäten. Es ist jedoch nicht klar, ob es sich hier nur um Entlassungen handelt, oder ob auch Pensionierungen, freiwillige Rücktritte und Beendigung von zeitlich befristeten Arbeitsverträgen eingeschlossen sind.
***
Der Verband der Immobilienmakler hat eine Anwaltskanzlei beauftragt, Berufung gegen die offizielle Begrenzung der Provisonen bei Mietverträgen auf 4,15% der in der ganzen Vertragsperiode vorgesehenen Mieten vorsieht. Die übliche Provision lag doppelt so hoch. Es ist positiv, dass die Regierung sich um die Mieter kümmert, wobei jedoch das Hauptproblem, das in sehr vielen Fällen aufkommt, nämlich die Garantie, noch nicht gelöst wurde. Ohne staatliche Garantie, mit der Sicherheit, dass im Notfall der Staat die Miete zahlt, werden weiterhin sehr viele Wohnungen (mindestens 100.000, allein in der Bundeshauptstadt), die vermietet werden könnten, leer bleiben, was vom sozialen Standpunkt keinen Sinn hat. Auch wenn der Staat bei der Mietengarantie einen Verlust erleidet, ist dies unverhältnismässig billiger als der Bau von Sozialwohnungen.
***
Die Provinz Mendoza hat auf dem internationalen Finanzmarkt Bonds für u$s 500 Mio. zu 8,625% auf durchschnittlich 7 Jahre untergebracht. 80% der Offerten stammen aus den USA. Insgesamt gab es Kaufangebote für u$s 2,2 Mrd. Die Unterbringung wurde von den Banken Citi und Credit Suisse vollzogen.
***
Zwei weitere Konfliktfälle, die vom Weltbankschiedsgericht ICSID (International Center for Settlement of Investment Disputes, auf spanisch CIADI) behandelt wurden, bei denen die Kläger ein definitives Urteil zu ihren Gunsten erhalten hatten, wurden jetzt geregelt. Minister Alfonso Prat Gay gab bekannt, dass Abkommen mit BG Group PLC und El Paso Energy International Company erreicht worden seien. Die von ICSID verfügte Zahlung erreichte im ersten Fall u$s 243 Mio. und im zweiten u$s 74 Mio. Doch der argentinische Staat wird jetzt diese Schulden mit der Übergabe von Staatsbonds für u$s 217 Mio. zu 8,75% tilgen, was einem Abschlag von 31% entspricht. Es handelt sich hier um einen weiteren Fortschritt bei der Überwindung der geerbten Konflikte mit ausländischen Gläubigern.
***
Die beiden grossen Milchunternehmen, Sancor und Mastellone Hnos (Marke La Serenísima), die den Milchmarkt beherrschen, wiesen im 1. Quartal 2016 hohe Verluste auf. Sancor verlor $ 1,53 Mrd., 316% mehr als im Vorjahr, und Mastellone verlor $ 140,58 Mio., 23% weniger als im Vorjahr. Die Unternehmen leiden unter dem rückläufigen Konsum, der vornehmlich Milchprodukte (Käse, Sahne u.a.) betrifft, aber auch unter dem niedrigen internationalen Preis für Trockenmilch.
***
Argentinien gehört mit den USA und Brasilien zu den drei Ländern, die auf dem Gebiet der genetisch veränderten Arten von Pflanzen führend sind. 2015 wurden in Argentinien 24,5 Mio. Ha mit diesen Arten gesät, was 14% der weltweiten Fläche darstellt. In Argentinien wurden 8 genetisch veränderte Arten von Sojabohne genehmigt, 23 von Mais, 4 von Baumwolle und eine bei Kartoffeln. Allein im Jahr 2015 wurden 5 neue Arten genehmigt, von denen zwei im Land entwickelt wurden, nämlich die Kartoffel,die gegen einen spezifischen Virus immun ist, und die Sojabohne, die Dürre besser verträgt. Der Bericht des Internationalen Dienstes für die Anwendung von landwirtschaftlicher Biotechnologie (ISAAA, auf englisch) hat ermittelt, dass die mit genetisch verändertem Samen gesäte Fläche auf der ganzen Welt von 1,7 Mio. ha 1996 auf 179,7 Mio. ha 2015 gestiegen ist.
***
Modernisierungsminister Andrés Ibarra gab bekannt, dass die Nationalregierung unter Präsident Macri 10.921 Staatsangestellte entlassen habe, was eine jährliche Ersparnis von $ 2,8 Mrd. darstelle. Die Zahl der entlassenen Beamten stellt nur 1,4% der 779.000 Angestellten des Nationalstaates dar. Im Grunde sind gut 300.000 überflüssig.
***
Beim Amtsblatt (Boletín Oficial) gab es auch ein krummes Geschäft. Die Zusammenstellung und der Druck war unter der Regierung von Alfonsín privatisiert worden. Unter Néstor Kirchner wurde dies an eine Firma übergeben, die enge Beziehungen zum legalen und technischen Staatssekretär Carlos Zannini unterhielt, die 2015 $ 165 Mio. für ihre Arbeit erhielt. Dieser Vertrag wurde jetzt gekündigt, wobei die gleiche Arbeit jetzt trotz Inflation nur $ 13 Mio. pro Jahr kosten soll, also ein Zwölftel des bisher gezahlten Betrages. Ausserdem soll jetzt die Internet-Ausgabe unentgeltlich sein, was sie bisher nicht war. Die Information des Amtsblattes muss allen zugänglich sein, auch denjenigen, die sie nur ausnahmsweise beanspruchen und es deshalb nicht abonnieren.
***
Im April wurden 123.602 gebrauchte Kfz verkauft, 13,95% unter dem gleichen Vorjahresmonat und 4,53% unter März 2016, teilt die Agenturenkammer CCA mit. Die ersten vier Monate 2016 lagen um 10,6% unter dem Vorjahr.
***
Der von Präsident Mauricio Macri ernannte Zollverwalter, Juan José Gomez Centurión, hat phänomenale Schmuggelmanöver aufgedeckt. Die Container, die sich im Hafen oder in Zolllagern befanden, wurden erneut gewogen, wobei in fast 4.000 Fällen festgestellt wurde, dass sie bis zu fünf Mal so viel wogen, als angegeben worden war. Meistens enthielten sie Textilien. Eine grosse Zahl dieser Container wurde nicht abgeholt, da dann bei einer effektiven Zollkontrolle der Schmuggel formell festgestellt worden wäre. Dennoch wird der Inhaber dabei ermittelt, der sich dann vor dem Zollamt und vor der Justiz verantworten muss. Ebenso werden viele Zollbeamte ihr Verhalten erklären müssen. Das Zollamt hat mehreren privaten Zolllagern, bei denen schwere Unregelmässigkeiten festgestellt wurden, die Genehmigung entzogen, und für alle neue Bedingungen festgesetzt. Beiläufig sei bemerkt, dass die zuständigen Gerichte in den letzten Jahren kein einziges Urteil über Schmuggel verhängt haben, obwohl der Schmuggel einen Umfang wie nie zuvor angenommen hat.
***
Das Sekretariat für öffentliche Bauten, geleitet von Architekt Daniel Chain, der vorher der Kammer der Bauwirtschaft (CAC) angehörte, hat tiefgreifende Reformen bei der Zuteilung von öffentlichen Bauten eingeführt. Einmal werden jetzt die Lastenhefte nicht mehr verkauft, sondern per Internet bekanntgegeben, und dann müssen die Anbieter ihre Offerten in digitaler Form vorlegen. Dies macht das Zuteilungsverfahren durchsichtiger, erschwert Kartellmanöver und erlaubt Dritten, eine Zuteilung zu beanstanden. Es ist ein bedeutender Schritt bei der Abschaffung von Korruption und Überpreisen, die besonders unter den Kirchner-Regierungen einen groteskten Umfang angeommen hatten, wie es der Fall von Lázaro Báez gezeigt hat.
***
Die Regierung der Provinz Buenos Aires hat mitgeteilt, dass das Defizit der provinziellen Staatsfinanzen 2015 $ 21,47 Mrd. erreicht hat, gegen einen Überschuss von $ 800 Mio. im Jahr 2014. Der damalige Gouverneur Daniel Scioli hat im Zuge der Wahlkampagne Geld zum Fenster hinausgeschmissen. Die Ausgaben lagen 2015 um 46,3% über dem Vorjahr, die Einnahmen stiegen jedoch nur um 35,1%. Die Personalausgaben lagen um 23% über dem im Haushalt vorgesehenen Betrag, was auf Gehaltserhöhungen und zusätzliches Personal zurückzuführen ist.
***
Im April 2016 wurden 319.00 Tonnen Rohstahl erzeugt, 17,2% weniger als im gleichen Vorjahresmonat. In vier Monaten waren es 1,3 Mio. t, 25% unter dem Vorjahr. Die Produktion von warmgewalzten Stahlprodukten lag im April mit 351.000 Tonnen um 9,5% unter dem Vorjahr, und war in vier Monaten um 13,6% niedriger als im Vorjahr, während die Produktion von kaltgewalzten Blechen mit 139.400 Tonnen im April um 19,6% und in vier Monaten 2016 um 10,3% über dem Vorjahr lag.
***
Bei den neuen Wohnungskrediten mit Indexierung, die ZB-Präsident Federico Sturzenegger vor einigen Wochen angekündigt hat, ist ein legales Problem aufgekommen, das die Banken hindert, das System einzuführen. Es handelt sich darum, dass das neue Zivil- und Handelsgesetzbuch Indexierungen verbietet. Ohnehin ist in dieser Beziehung noch das Indexierungsverbot des Konvertibilitätsgesetzes vom April 1991 in Kraft, da dieses Gesetz nur inbezug auf die Deckung der Geldmenge durch Reserven und den Kurs von eins zu zu eins zum Dollar ausser Kraft gesetzt wurde.
***
Bei der Lebac-Ausschreibung vom Dienstag erhielt die ZB Offerten für $ 90,25 Mrd., von denen $ 85,73 Mrd. angenommen wurden. Da in der Woche bestehende Lebac für $ 75,93 Mrd. verfielen, nahm der Bestand um $ 9,80 Mrd. zu. Wenn man die Käufe der ZB auf dem sekundären Markt hinzuzählt, dann gelangt man zu einem kontraktiven monetären Effekt von insgesamt $ 12,44 Mrd. Die ZB verfügte eine neue Zinssenkung. Lebac auf 35 Tage wurden zu 36,75% verzinst, gegen 37,50% in der Vorwoche und 38% vor drei Wochen. Bei Lebac auf 63 Tage betrug der Zinssatz 35%, bei 98 Tagen 33,50%, bei 119 Tagen 30,50% und bei 147, 202 und 252 Tagen 30,25%.
***
Die Gewerkschaft der Staatsangestellten UPCN (Unión del Personal Civil de la Nación), die etwa zwei Drittel der Beamten umfasst, schloss ein Arbeitsabkommen mit einer Gehaltszulage von 31% ab, in drei Stufen: 7% im Juni, 10% im Juli und 14% in August. Die andere Gewerkschaft, ATE (Asociación de Trabajadores del Estado), die das verbleibende Drittel vertritt, stimmte nicht zu, und beharrt auf der Forderung von 45%.
***
Die Banco de la Nación Argentina wird ab Juni ein neues System für Hypothekarkredite in Gang setzen, die für Eigenwohnungen mit einem Wert von bis zu $ 2,5 Mio. auf 20 Jahre bestimmt sind. Der Kredit kann bis zu 80% des Wertes der Wohnungen betragen. In den ersten drei Jahren beträgt der Zinssatz 14%. Und von da an werden die Quoten mit dem Referenzsatz für Wohungskredite der Bank indexiert. Dieser Satz bezieht sich auf den Zinssatz für private Depositen plus 400 Basispunkte. Doch die Zunahme der Quote wird nicht über der Zunahme des Lohnindices liegen, den das Arbeitsministerium jeweils im August berechnet, nach Beendigung der Verhandlungen über Arbeitsverträge. Ausserdem hat die Banco Nación Kredite für Unternehmen angekündigt, die sich mit Wohnungsbau befassen, auf bis zu 36 Monate zum Badlar-Satz plus 250 Basispunkte.
***
Das Handelssekretariat hat mit dem Verband, der 8000 Bäcker der Provinz Buenos Aires vertritt, vereinbart, dass der Preis für Weissbrot nicht $ 25 pro kg übersteigt. Vorher war bekanntgegeben worden, dass er $ 40 erreicht habe.
***
Die AFIP hat eine Anzeige vor Gericht gegen 16 Unternehmen von Lazáro Báez wegen Hinterziehung von Sozialbeiträgen in Höhe von $ 223 Mio. eingereicht, und gleichzeitig die Beschlagnahme von Gütern gefordert. Die Beiträge wurden ab 2010 geschuldet. Die AFIP berichtet in der Klage ausserdem, dass Báez ungedeckte Schecks für $ 57 Mio. ausgegeben habe.
***
Das statistische Amt der Stadt Buenos Aires hat ermittelt, dass von den 3 Mio. Einwohnern der Stadt, zum 31. März 2016 1,37 Mio. beschäftigt, 148.829 unterbeschäftigt und 147.117 arbeitslos waren. Die Zahl der Beschäftigten stieg im 1. Quartal 2016 innerjährlich von 48,2% auf 49,7% der Bevölkerung, die der Arbeitslosen von 8,4% auf 8,6% und die der Unterbeschäftigten von 8% auf 9%. 78% der Beschäftigten, die in der Stadt wohnen, arbeiten im Abhängigkeitsverhältnis. Von diesen arbeiten 24,9% schwarz, etwas weniger als im Vorjahr, als es 25,2% waren.
***
Anlässlich der Mission von 140 italienischen Unternehmern, die letzte Woche in Buenos Aires eintraf, erklärte Ivan Scalfotto, italienischer Vizeminister für wirtschaftliche Entwicklung, dass italienische Banken eine Kreditlinie von E 700 Mio. für öffentliche Bauten in Argentinien festgesetzt haben, die von italienischen Unternehmen durchgeführt werden. Ausserdem wurde ein Abkommen zwischen Wissenschafts- und Technologieminister Lino Barañao und Roberto Battistoti, von der italienischen Raumagentur, unterzeichnet, das ein bestehendes Abkommen erweitert.
***
Präsident Macri hat ein ofizielles Programm angekündigt, um 1.200 Ortschaften des Landes mit dem Netz von optischen Kabeln zu verbinden. Zu diesen Zweck werde das Staatsunternehmen Arsat $ 4,6 Mrd. einsetzen, um das Netz von optischen Kabeln von 32.000 km zu vollenden und 29 Mio. Menschen zu verbinden. Der Präsident von Arsat, Rodrigo Loredo, erklärte, im Dezember habe das Unternehmen nur über 6.500 km Faserkabel verfügt, während es jetzt schon 15.000 km seien.
***
Der Oberste Gerichtshof hat bestätigt, dass die Zinsen, die die Banken bei Krediten berechnen, die über Kreditkarten vergeben werden, nicht mehr als 25% über den Zinsen für persönliche Kredite liegen dürfen. Wenn in diesem Fall der Satz 45% beträgt, kann er bei Kreditkarten nur auf 56% steigen. Der Konsumentenverband Proconsumer hatte eine Klage wegen überhöhter Zinsen auf Kreditkartenkredite eingereicht.
***
Der Umsatz der Supermärkte stieg in 12 Monaten zum März 2016 um 25,4% auf $ 22,27 Mrd., berichtet das INDEC. Damit haben die Supermärkte weit weniger als die Inflationsentwicklung fakturiert. Bei den Einkaufszentren verbesserte sich der Umsatz im vergangenen Jahr lediglich um 23,3%.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Der Präsident von Venezuela, Nicolás Maduro, hat angeordnet, stillgelegte Unternehmen zu besetzen und die Inhaber zu verhaften, wie es ihm ein Dekret der Vorwoche erlaubt, das den Notstand für 60 Tag erklärt. Die Ankündigung bezieht sich an erster Stelle auf den Polar-Konzern, der grösse Fabrikant von Bier und Lebensmitteln des Landes. Die Bierbrauerei wurde stillgelegt, weil die Firma keine Devisen für den Import von Gerste erhält. Doch die 30.000 Arbeiter des Unternehmens bleiben diesem treu und stehen Wache, damit es keinen Überfall von Regierungsgruppen gibt.
***
Bei der geplanten Privatisierungswelle in Brasilien wird im Flughafenbereich das Frankfurter Unternehmen Fraport als ein Kandidat gehandelt. Wie das Portal «Folha de Sao Paulo» berichtete, seien das spanische Unternehmen Ferrovial und Vinci aus Frankreich Konkurrenten um den Zuschlag von Konzessionen. In Südamerika hält Fraport bislang nur eine Beteiligung von 70% am Flughafen der peruanischen Hauptstadt Lima, Jorge Chavez. (dpa)
***
Der Basler Duty-Free-Detailhändler Dufry baut seine Geschäfte an den brasilianischen Flughäfen Sao Paulo und Rio aus. Am Guarulhos International Airport in Sao Paulo, dem grössten Flughafen Brasiliens, kommen rund 2300 qm Fläche für das so genannte Duty-paid-Geschäft hinzu, teilte Dufry mit. In diesem Bereich können auch Inlandsfluggäste einkaufen. Die neuen Shops sollen noch 2016 eröffnet werden. Dufry hat zudem die Konzession für Guarulhos bis zum Jahr 2023 verlängert. Der Basler Duty-Free-Detailhändler konnte auch mit dem zweitgrössten Hub der Region in Rio de Janeiro die Verträge verlängern, für das Duty-free-Geschäft bis 2023, für das Duty-paid-Geschäft bis 2021. In Rio wurde die Fläche für das Duty-free-Geschäft von 4000 auf neu 11.000 qm aufgestockt. (swissinfo.ch)
***
Das neue Kabinett, das der interimistische Präsident von Brasilien, Michel Temer, letzte Woche ernannt hat, wurde allgemein von der Unternehmerwelt begrüsst und als sehr qualifiziert für die schwierigen Aufgaben bezeichnet, die es erledigen muss.
***
Petrobras hat letzte Woche Obligationen auf 5 und 10 Jahre für insgesamt u$s 6,75 Mrd. untergebracht. u$s 5 Mrd. laufen auf 5 Jahre zu 8,625% und u$s 1,75 Mrd. auf 10 Jahre zu 9%. Es ist das erste Mal seit einem Jahr, dass die Erdölgesellschaft wieder Titel unterbringt.
***
Präsident Temer beabsichtigt, Massnahmen zu ergreifen, um das Defizit der Staatsfinanzen von 10% des BIP im Jahr 2015 drastisch zu senken. In diesem Sinn soll auch das Pensionierungssystem gründlich reformiert werden, u.a. mit einer Anhebung des Pensionsalters. Es wurde schon mit Spitzengewerkschaftern vereinbart, nächsten Monat über ein Projekt in diesem Sinn zu diskutieren.
***
Geschäftsnachrichten
Ledesma
Dieses grosse Zuckerunternehmen der Provinz Jujuy, mit eigenen Plantagen von Zuckerrohr, das ausserdem Papier, Alkohol und Bioethanol, und Zitrusobst erzeugt, und in San Luis auch eine Fabrik für Fruchtzucker betreibt, hat in Anwesenheit von Präsident Mauricio Macri und Gouverneur Gerardo Morales am Montag tausend Wohnungen für ihr Personal eingeweiht, die eine Investition von $ 250 Mio. darstellen. Das neue Wohnviertel wurde „Papst Franziskus“ benannt. Die Firma, die von der Familie Blaquier kontrolliert wird, hat immer schon eine intensive soziale Tätigkeit vollzogen, mit dem Bau von Wohnungen für das Personal, einer Schule und einem Hospital. Unter den Kirchners wurde der damalige Vostandsvorsitzende Carlos Pedro Blaquier vor Gericht wegen Mitwirkung beim Vorgehen der Militärs gegen den Terrorismus angeklagt, jedoch schliesslich freigesprochen. In Ledesma bestand vor März 1976 eine aktive Terroristenzelle, die u.a. die Wohnung des Fabrikleiters mit Sprengstoff vollständig zerstört hat. Zum Glück war niemand daheim.
Siemens
Der Geschäftsführer des Siemens-Konzerns, Joe Kaeser, hat Präsident Mauricio Macri mitgeteilt, dass die Firma ein Ausbildungszentrum in Argentinien öffnen werde, das binnen vier Jahren 600 direkte und 6.000 indirekte Arbeitsplätze schaffen werde. Kaeser lud Macri ein, das Trainingszenrum in Deutschland anlässlich seines Besuches aufzusuchen. Produktionsminister Francisco Cabrera erklärte, Siemens beabsichtige, die Beteiligung an Investitionsprojekten im Land zu erhöhen, besonders auf dem Gebiet der Energie. Siemens ist weltweit führend auf dem Gebiet der Anlagen für Kraftwerke und hat auch in Argentinien mehrere geliefert.
Toyota
Dieses japanische Unternehmen, mit Fabrik in Argentinien, gab ein Programm bekannt, das sich auf eine viel stärkere Verpflichtung lokaler Lieferanten von Zubehörteilen bezieht. Toyota hat in Argentinien 137 Teile für die Modelle Hilux, Pick up und SW4 identifiziert, die von 20 Zulieferanten erzeugt werden können und jährlich Importe für u$s 61 Mio. ersetzen würden. Dies werde um die tausend neue Arbeitsplätze schaffen, gab der Vizepräsident von Toyota Motor Corporation, Nobuyori Kodaira, bekannt. All dies wurde von der Toyota-Leitung in Japan einer argentinischen Handelsmission mitgeteilt, die von Vizepräsidentin Gabriela Michetti geleitet wurde.
AMaggi
Dieser brasilianische Konzern der Familie Blairo Maggi, der auch der neue Landwirtschaftsminister angehört, hat eine Investition von u$s 100 Mio. in einem Flusshafen in der Nähe von Rosario angekündigt, wobei in einer zweiten Etappe eine Fabrik für die Verarbeitung von Ölsaaten vorgesehen ist. Die Firma ist seit 2011 in Argentinien tätig, als sie 260.000 Tonnen Getreide und Ölstaat exportierte, die 2015 auf 1,5 Mio. Tonnen stiegen. Der Konzern betreibt in Brasilien 260.000 ha mit Sojabohne, Mais und Baumwolle.
Grupo Galileo
Die Familie des Präsidenten Mauricio Macri hat ihre Aktien von den Dienstleistungsgesellschaften GNC (Gas Nacional Comprimido) und GNL (Gas Nacional Licuado) an die britische Blue Water Energy verkauft. Damit haben die Macris von der Grupo Galileo Abstand genommen. Galileo plant eine internationale Erweiterung ihrer Geschäfte, mit dem Fokus auf Kalifornien, wo die Gruppe eine eigene Fabrik besitzt. Hierzulande ist die Gruppe dabei, ihre Produktion im Werk San Martín zu erweitern. Galileo fakturiert u$s 70 Mio. jährlich. Die Gruppe entwickelt Produkte und Dienstleistungen für die gesamte Wertschöpfungskette im Bereich des Erdgases und des Biogases.
Y-Tec
Dieses von YPF ins Leben gerufene Technologieunternehmen und das staatliche Institut für Wissenschaft und Technologie Conicet haben ein Abkommen mit dem Ziel unterschrieben, gemeinsam mit der italienischen FAAM Energy Saving Battery das erste nationale Werk für die Entwicklung von Lithium-Zellen voranzutreiben. Bei den Italienern handelt es sich um eine der weltweit führenden Herstellern von Batterien.
Mercosur.com
Dieses neue online Landwirtschaftsportal bündelt mehr als 7000 Unternehmen aus diesem Bereich sowie der Agroindustrie zusammen. Der Zugang ist kostenlos. Mercosur.com. gliedert die wichtigsten Wirtschaftsindikatoren der Landwirtschaft, die permanent auf dem letzten Stand gebracht und gezeigt werden.
Air France-KLM
Das Meilenprogramm dieser Fluggesellschaft, Flying Blue, wurde mit Preisen in fünf Kategorien der diesjährigen Freddie Awards ausgezeichnet. Anerkannt wurden beide Fluglinien für ihre Programme, ihre Werbekampagnen, den Kundendienst sowie für die Vorteile des Meilenprogramms. Diese Preise basieren auf den Stimmen von Vielfliegern, und werden an die weltweit besten Hotels und Meilenprogramme vergeben. Dieses Jahr haben 3,7 Mio. Fluggäste ihre Stimmen abgegeben. Ebenfalls wurde die Kooperation zwischen dem Flying Blue Programm und der Kreditkarte American Express ausgezeichnet.
Telecom
Germán Vidal wurde vom Direktorium zum neuer Exekutiv-Generaldirektor (CEO) der Telekommunikationsgruppe ernannt. Vidal kann auf eine achtzehnjährige Erfahrung im Bereich der Technologien der Telefonie zurückblicken. Zwischen 1987 und 1997 hat er sowohl in Europa wie in Argentinien für diverse Bereiche der Firma IBM gearbeitet. Zwischen 1997 und 2004 arbeitete er für MetroRed. Von 2005 bis jetzt war er im Beratungsunternehmen Korn Ferry tätig.
Wirtschaftsübersicht
Die guten Aussichten für 2017 wirken auf die Gegenwart
Die Erwartungen der Gesellschaft, und besonders der Unternehmer, über die zukünftige Entwicklung der Wirtschaft beeinflussen ihr unmittelbares Verhalten. Keynes sprach seinerzeit von einer „sekulären Stagnation“, weil die Unternehmer in den 30er Jahren wegen fehlender Nachfrage nicht investierten, und das Ausbleiben von Investitionen die Rezession verewige. Er widerlegte damals die orthodoxe These, dass eine Rezession die Kräfte für ihre Überwindung schaffe. Wenn jetzt in Argentinien mit einer langen Rezession gerechnet würde, dann ergäbe sich eine analoge Situation. Umgekehrt, wenn eine baldige Überwindung der Rezession in Aussicht steht, wird schon jetzt dementsprechend gehandelt. Und das bedeutet zunächst, dass kein Personal entlassen wird, weil man es bald wieder braucht, und dass im Hinblick auf die gute Zukunft schon investiert wird und allerlei Vorkehrungen in diesem Sinn getroffen werden, die unmittelbar der Rezession entgegenwirken. Präsident Mauricio Macri hat dies sehr gut begriffen, wenn er ständig ein besseres zweites Halbjahr verheisst und die gegenwärtige Misere als eine Durststrecke hinstellt, die vorwiegend auf die Erbschaft und die notwendigen Korrekturen zurückzuführen ist.
Es handelt sich jedoch nicht um einen frommen Wunsch von Macri, mit dem eine politische Wirkung verfolgt wird. Es gibt konkrete Gründe, um eine Konjunkturwende und eine neue Aufschwungsphase zu erwarten. Ob dies schon in den kommenden Monaten eintritt oder erst 2017 ist vorerst eine offene Frage. Für das nächste Jahr lässt sich die Aufschwungsthese gut fundieren, für dieses Jahr würde es sich mehr auf die Wirkung der positiven Erwartung handeln. Halten wir folgende konkrete Tatsachen fest:
- Für 2017 kann man mit einer hohen Ernte von Getreide und Ölsaat rechnen, wahrscheinlich von über 120 Mio. Tonnen, also über 20% mehr als dieses Jahr. Bei Weizen sollen dieses Jahr gemäss offiziellen und privaten Erhebungen um die 5 Mio. ha gesät werden, gegen 3,4 Mio. im Vorjahr. Und dann wird auch ab September eine viel höhere Fläche bei Mais, Sojabohne u.a. Arten erwartet. Allein dies wirkt positiv auf die Konjunktur, weil es mit mehr direkter und indirekter Beschäftigung, einem viel höheren Umsatz von Düngemitteln u.a. Chemikalien, und auch höheren Käufen von landwirtschaftlichen Maschinen verbunden ist. Ausserdem wird das Phänomen „El niño“ schon dieses Jahr verschwinden, so dass nächstes Jahr keine grossen Überschwemmungen erwartet werden, wobei jedoch der viele Regen dieses Jahres viel Feuchtigkeit im Boden hinterlässt, der dank der direkten Aussaat gut erhalten wird. Und das stellt höhere Erträge pro Hektar in Aussicht. Schliesslich kommt jetzt noch der Umstand hinzu, dass der Preis für Sojabohne in den letzten Wochen stark gestiegen ist, weil weltweit die Aussicht auf ein niedrigeres Angebot besteht
- Die Regelung der Konflikte mit ausländischen Gläubigern, angefangen dem mit den Holdouts, die einen Prozess gewonnen hatten, und jetzt auch mit weiteren Klägern vor dem Weltbankschiedsgericht ICSID und anderen, öffnet Argentinien den Zugang zum internationalen Kredit- und Kapitalmarkt. Gewiss verbleiben noch Konflikttfälle, so die von Holdouts, die einen relativ geringen Betrag an alten argentinischen Staatspapieren halten und sich der Umschuldung bisher nicht angeschlossen haben. Auch beim ICSID verbleiben zahlreiche Verfahren gegen Argentinien. Doch von einer Regierung, die sich verhandlungsbereit und vernünftig zeigt, und ausserdem mit dem guten Willen der US-Regierung und und auch anderer, sowie der internationalen Finanzwelt zählt, erwartet man, dass schliesslich sämtliche Konflikte friedlich gelöst werden. Ausserdem: wenn jetzt frisches Geld in die argentinische Kasse strömt, kann man auch Schulden bezahlen, die von den Kirchners unter den Teppich gefegt wurden, aber dennoch bestehen. In der Tat sind die Kredite der Weltbank und der Interamerikanischen Entwicklungsbank schon in Gang gekommen, auch der russische Kredit für das Kraftwerk Chihuidos wird unmittelbar eingesetzt, ebenfalls bestehen chinesische Kredite, die weiter laufen, und hinzu kommen noch weiche Bankkredite für Kapitalgüterlieferungen. Auch der Umfang privater Investitionen ist sprunghaft gestiegen, wie wir es in unserer Sparte „Geschäftsnachrichten“ bestätigen. Wenn die Erwartung positiv ist, will kein Unternehmen die Chance verlieren, die eine aufstrebende Konjunktur bietet, was bedeutet, dass schon jetzt investiert werden muss. Die Flüssigkeit des internationalen Finanzmarktes und die niedrigen Zinsen, sowie die Suche vieler Grossunternehmen nach Investitionsmöglichkeiten wirken sich auch hier aus.
- Besonders beim Bergbau werden unmittelbar hohe Investitionen erwartet. (Siehe AT vom 13.5.16)
- Die Weisswaschung schwarzer Vermögen dürfte in diesem Zusammenhang auch eine Wirkung auf die Konjunktur haben.
- Schliesslich sei auf die Wirkung von zwei immateriellen Faktoren hingewiesen, die jedoch von grosser Bedeutung sind. Einmal schreitet die technologische Revolution auch in Argentinien weiter fort, jetzt sogar intensiver, weil Hindernisse ausgeräumt worden sind, und wirkt allgemein als Wachstumsmotor. Und dann hat die Rationalität, die ein Wahrzeichen dieser Regierung ist, das sie besonders von der vorangehenden unterscheidet, auch eine direkte Wirkung. Rationalität bedeutet viel: vernünftig handeln, kein Geld verschleudern, Prioritäten festsetzen und einzuhalten, gute Zusammenarbeit der Regierung mit den Unternehmern, und Schaffung pragmatischer Lösungen für die vielen Einzelprobleme, die jeweils bestehen oder aufkommen. Zusammenfassend: mit den gleichen Mitteln wird viel mehr erreicht.
Gewiss gibt es auch Gewitterwolken am Horizont: die Aussicht auf eine weiterhin hohe Inflation, soziale Konflikte und eventuell auch negative Wirkungen aus dem Ausland. Die Enwicklung in Brasilien muss aufmerksam beobachtet werden, da die Konjunktur in jenem Land sich ziemlich direkt auf Argentinien auswirkt. Denn schliesslich ist Brasilien der wichtigste Handelspartner. Gelingt es dem Interimspräsidenten Michel Temer, die verfahrene Lage einigermassen einzurenken, dann kann man auch in Brasilien einen positiven Konjunkturumschwung erwarten. Für Temer sollte dies einfacher als für Dilma Rousseff sein, weil diese nach zwei Jahren mit tiefer Rezession und einer Welle von gigantischen Korruptionskonflikten nicht mehr glaubhaft war. Doch einfach ist die Aufgabe, die Temer erwartet, bestimmt nicht.
Ein Aspekt, auf den besonders hingewiesen wird, ist die Tatsache, dass das Defizit der Staatsfinanzen voraussichtlich hoch bleibt. Der Wirtschaftler José Luis Espert, der sich für seine extremen Positionen kennzeichnet, meint, dass das Defizit der Finanzen des Nationalstaates von 7,1% des Bruttoinlandsproduktes im Jahr 2015 dieses Jahr auf 7,6% steigen werde, statt auf 4,8% zu sinken, wie es die Regierung vorgesehen hat. Und auch hält es Espert für sehr unwahrscheinlich, 2017 ein Defizit von 3,3% des BIP zu erreichen, wie es die Regierung plant. Das hohe Defizit ist strukturell bedingt, weil der Staat unter den Kirchners zu stark gewachsen und grösser ist als es die Wirtschaft verträgt, wobei eine weitere Erhöhung der Steuerlast nicht tragbar wäre. Die Verringerung der überhöhten Zahl von Staatsangestellten, und die Ausmerzung überflüssiger Staatsausgaben sind Dinge, die sehr langsam vorangehen. Und gleichzeitig werden ständig neue Ausgaben geschaffen, und Steuern wurden abgeschafft oder verringert. Ebenfalls wirkt sich die Rezession negativ auf die Staatseinnahmen aus.
Das Defizit des Staates schliesst auch die öffentlichen Investitionen ein, im Gegensatz zur privaten Buchhaltung, wo nur die Amortisationen als Ausgabe gebucht werden. Während unter den Kirchners diese Investitionen weitgehend durch monetäre Emission finanziert wurden, also durch Inflation, soll in Zukunft ein grosser Teil mit Krediten internationaler Finanzanstalten und Banken im allgemeinen finanziert werden, eventuell in bestimmten Fällen auch auf den privaten Bereich übertragen werden. Das ist ein grosser qualitativer Unterschied, der vor allem bei der Zahlungsbilanz zum Ausdruck kommt, die im ersten Fall wegen der monetären Emission unter dem Druck einer hohen Devisennachfrage steht, im zweiten hingegen wegen der Auslandskredite und –investitionen einen Überschuss erwirtschaftet. Und das schafft Vertrauen, wie kam etwas anderes, was auch zum Aufschwung beiträgt.
Wirtschaftsübersicht
Eine Vermögensweisswaschung vor Ende des Jahres
Ende der Vorwoche bestätigte Finanzminister Alfonso Prat Gay in einer Ansprache anlässlich des 33. Kongresses des Institutes der für die Unternehmensfinanzen verantwortlichen Beamten, dass die Regierung noch in diesem Jahr eine Weisswaschung („blanqueo“) schwarzer Vermögen vollziehen werde. Der Minister hatte schon vor seiner Amtsübernahme einen Steuerfachmann beauftragt, ein Projekt auszuarbeiten (siehe AT vom 4.12.15), und danach waren die Fachbeamten der Regierung auf diesem Gebiet intensiv tätig. Grundsätzlich geht es der Regierung darum, dass Bankdepositen in den USA u.a. Ländern, die Personen gehören, die in Argentinien wohnhaft und steuerpflichtig sind, zurückkehren. Das wäre einmal eine Erleichterung für die Zahlungsbilanz, und dann würden die Mittel voraussichtlich investiert werden, oder sie würden auch die Bankdepositen erhöhen.
Der Betrag, um den es hier geht, ist nicht bekannt. Er wird auf u$s 250 bis u$s 400 Mio. geschätzt. Doch diese Zahlen fussen auf der Differenz, die bei der Berechnung der Zahlungsbilanz aufkommt, und nicht aus direkten Angaben. Doch der Betrag, der sich dabei ergibt, wird an erster Stelle für Zahlung des Restbetrages bei unterfakturierten Importen aufgewendet, die mehrere Milliarden Dollar pro Jahr ausmachen, und dann auch sonst für weitere nicht angegebene Zahlungen im Ausland aufgewendet. Ein Teil ist auch in Immobilien und in Unternehmen angelegt. Man sollte somit davon ausgehen, dass der Betrag, der bei einer Vermögenslegalisierung in Frage kommt, bestenfalls u$s 100 Mrd. beträgt. Die Regierung erwähnte als mögliche Weisswaschung einen Betrag von u$s 60 Mrd. als Ziel, was übertrieben erscheint. Wenn jetzt u$s 20 Mrd. weissgewaschen würden, dann wäre das schon ein grosser Erfolg und käme auf alle Fälle sehr gelegen. Ausserdem sei bemerkt, dass Argentinien eine Weisswaschung von u$s 100 Mrd. rein zahlungsbilanzmässig und monetär gar nicht verkraften könnte, und auch bei u$s 60 Mrd. Schwierigkeiten haben würde.
Bei bisherigen Vermögenslegalisierungen wurden relativ geringe Beträge gemeldet. Die von der letzten Kirchner-Regierung 2013 eingeleitete Weisswaschung wurde 9 Mal verlängert, und schliesslich meldeten sich insgesamt nur u$s 2,59 Mrd. Die Regierung hatte u$s 4 Mrd. erwartet, was im Grunde auch bescheiden war. Das geringe Interesse an Vermögenslegalisierungen ist einmal auf das Misstrauen zurückzuführen, das prinzipiell gegenüber argentinischen Regierungen besteht, ganz besonders den Kirchner-Regierungen, dann auf Fehler bei den entsprechenden Gesetzen, bei denen ungelöste legale Probleme verblieben, und auf den Umstand, dass die hohe argentinische Inflation den lokalen Sparern Schaden verursacht, wobei Dollardepositen nicht mehr als sicher angesehen werden, nachdem sie 2002 schon „pesifiziert“ und eingefroren wurden. Schliesslich wirkt auch die Vermögenssteuer abschreckend, die ab Weisswaschung gezahlt werden muss und sehr hoch ist. Angeblich soll sie jetzt gesenkt werden, wobei der steuerfreie Betrag von bisher (seit Jahren unverändert) von $ 305.000 stark erhöht werden soll, auf alle Fälle auf über eine Million Pesos, wobei das Minimum dann wie bei der Einkommenssteuer berechnet werden soll, also nicht mehr wie jetzt, wo bei Übertretung das ganze Vermögen besteuert wird.
Doch jetzt ist ein neuer Umstand aufgekommen, der viele Inhaber von Auslandskonten dazu führen könnte, ihr Geld zu legalisieren: die Tatsache, dass sich die meisten Staaten gegenüber der OECD über Austausch von Information über Privatkonten verpflichtet haben, und auch das Bankgeheimnis weitgehend aufgegeben worden ist, u.a. in der Schweiz. Es verbleiben immer weniger Steuerparadiese. Frage: werden die Seychellen-Inseln auch über das Geheimkonto von Néstor Kirchner berichten, das Cristina bei einem kurzen Zwischenaufenthalt auf der Rückreise von Vietnam auf ihren Namen übertrug? Prat Gay wies auch darauf hin, dass im Januar 2017 der Informationsaustausch zwischen der AFIP mit den Steuerämtern anderer Staaten in Kraft trete. Der Minister sagte, es werde keine Möglichkeit mehr geben, um nicht angegebenes Vermögen zu verstecken. Das scheint etwas übertrieben zu sein. Auf alle Fälle wird dies immer schwieriger.
Bei der Weisswaschung stellen sich mehrere Probleme. Einmal sollte verhindert werden, dass Geld aus dem Drogenhandel u.a. illegaler Tätigkeiten legalisiert wird. Die Beträge, die allein die Spitzenorganisationen des Rauschgifthandels jedes Jahr erwirtschaften, gehen in die Milliarden Dollar. Sie müssen sich bemühen, sie in den legalen Kreislauf zu schleusen, da sie das viele Geld nicht in bar halten können, und auch Gefahr laufen, wenn sie es bei Banken deponieren, von diesen angezeigt zu werden. Eine Vermögenslegalisierung in Argentinien ist für sie ein gefundenes Fressen. Es ist gewiss nicht wünschenswert, dass ausgerechnet Drogenhändler u.a. Verbrecher zu grossen Kapitalisten in Argentinien werden, und dabei auch gesellschaftlichen und politischen Einfluss erhalten. Das Weisswaschungsgesetz müsste ausschliesslich für Personen bestimmt sein, die in Argentinien seit mindestens fünf Jahren als Steuerzahler eingetragen sind, wobei der Beträg, den jeder legalisieren kann, im Verhältnis zum bisher angegebenen Einkommen und Vermögen stehen sollte. Neueintragungen zum Zweck der Vermögenslegalisierungen sollten nicht zugelassen werden.
Das zweite Problem, das sich hier stellt, besteht im schwarzen Vermögen, das im Inland besteht. Auch dieses müsste in die Legalisierung eingeschlossen werden, damit keine Diskriminierung besteht und wirtschaflich störende Situationen geregelt werden können. Vor allem kleine und mittlere Unternehmen haben oft schwarzes Arbeitskapital und auch Anlagevermögen. Das stellt auch ein Hindernis für den Zugang zum Bankkredit dar, da sie dann unvollständige Bilanzen vorlegen, gemäss denen sie nicht kreditwürdig sind.
Das dritte Problem besteht darin, dass verschiedene rechtliche Themen geregelt werden müssen, um zu vermeiden, dass diejenigen, die Vermögen weisswaschen, dann Probleme wegen Geldwäsche oder bei anderen Steuern, wie besonders der MwSt. haben. Das ist bei der letzten Weisswaschung, die unter der vorangehenden Regierung stattfand, effektiv geschehen. Bei Weisswaschungen von Vermögen von Gesellschaften, muss auch bestimmt werden, dass eine entsprechende Kapitalerhöhung stattfindet, die im Verhältnis zu den bestehenden Anteilen der Aktionäre oder Partner aufgeteilt wird. Dabei muss auch bestimmt werden, dass Minderheitsaktionäre oder -partner keinen Prozess gegen die kontrollierenden Aktionäre oder Partner, oder die Geschäftsführer, anstrengen können.
Es ist auch die Rede von einem Moratorium, also der Möglichkeit, Steuerschulden in Raten zu zahlen. Die Regierung von CFK hat schon 2014 eines eingeführt, das jedoch wenig attraktiv war, weil die Zinsen auf die bestehende Schuld zu hoch angesetzt wurden und sich somit ein Betrag ergab, den die meisten Schuldner nicht zahlen konnten oder wollten. Soll ein Moratorium erfolgreich sein, so muss es in dieser Beziehung grosszügig sein, auch wenn dem Schuldner dabei einen Inflationsgewinn zugestanden wird.
Es wäre auch positiv, wenn die Gelegenheit beim Schopf gefasst wird, um den Unternehmen, die schwarze Arbeitnehmer beschäftigen, die Möglichkeitzu geben, sie zu legalisieren. Dabei müsste von Null ausgegangen werden, so dass keine Forderungen für nicht bezahlte Sozialbeiträge vergangener Jahre anerkannt werden, weder von der ANSeS, noch von den Arbeitnehmern. Die Vergangenheit muss gelöscht werden. Ausserdem sollte bei den Sozialabgaben am Anfang ein geringerer Betrag festgesetzt werden, damit die Unternehmen beim Übergang von schwarz auf weiss nicht vor ein unlösbares Problem gestellt werden. Der Staat verdient dabei auf alle Fälle, da diese Unternehmen von da an Steuern zahlen.
Zurück zur Weisswaschung. Prat Gay sagte, die Weisswaschung werde mit einer Steuer verbunden sein. Wie schon bekannt wurde, soll diese je nach dem konkreten Einsatz des legalisierten Betrages unterschiedlich sein, angeblich Null bei Staatspapieren und dann stufenweise bis zu 8% oder 10% für andere Anlagen. Ausserdem erklärte er, diejenigen, die ihre Steuern bisher korrekt gezahlt hätten, würde eine Prämie erhalten. Das müsste sich auf diejenigen beziehen, die sich an der Weisswaschung nicht beteiligen, was jedoch gleichzeitig ein Ansporn in diesem Sinn darstellen würde.
Die jeweils amtierenden Wirtschafts- oder Finanzminister versuchen immer, die Weisswaschung, die moralisch als solche anrüchig ist, weil sie die Steuersünder begünstigt, zu beschönigen. Doch im Grunde handelt es sich um reinen Wirtschaftsrealismus. Periodische Vermögenslegalisierungen gehören irgendwie zum System. Die Wirtschaft schafft auf der ganzen Welt, aber ganz besonders in Argentinien, schwarzes Vermögen. In einem Inflationsland, in dem ausserdem allerlei Verzerrungen bestehen, wie die Besteuerung von reinen Inflationsgewinnen als ob sie echt wären, muss es periodisch Weisswaschungen geben, damit das schwarze Geld in den legalen Kreislauf aufgenommen werden kann. Sonst muss es so weit wie möglich im Ausland angelegt werden, was in der hohen Kapitalflucht zum Ausdruck kommt, die in Argentinien besteht. Argentinien braucht Kapital und kann sich deshalb diesen Luxus nicht leisten. Beiläufig sei bemerkt, dass es ständig irgendwo auf der Welt eine direkte oder verkappte Vermögenslegalisierung gibt. Auch andere Staaten handeln hier mit Realismus.